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Eine Reise mit Folgen

Dr. Sri Bintang Pamungkas, 
ehemaliges Mitglied der Par­
lamentsfraktion der islami­
schen PPP (Partai Persatuan 
Pembangunan) und führender 
Vertreter der Vereinigung isla­
mischer Intellektueller (ICMI) 
sieht sich nach seiner Rück­
kehr von einer Deutschland­
reise, die zeitgleich mit dem 
Besuch des indonesischen 
Staatspräsidenten Suharto in 
der BRD anläßlich der Hanno­
ver-Messe stattfand, scharfer 
Kritik und polizeilichen Unter­
suchungen ausgesetzt. Nach­
dem Sri Bintang zunächst nur 
als Zeuge über die anti-indo­
nesischen Demonstrationen 
anläßlich des Suharto-Be- 
suchs vorgeladen wurde, be­
handeln ihn die Behörden in­
zwischen als Beschuldigten, 
dem vorgeworfen wird, in sei­
nen Vorträgen in Deutschland 
den Staat Indonesien des­
avouiert und dessen Präsi­
denten beleidigt zu haben. 
Besonders empört waren die 
indonesischen Gäste über die 
Vorfälle in Dresden, als die in­
donesische Fahne auf Halb­
mast gesetzt und ihr Bus 
durch eine Sitzblockade an der 
Weiterfahrt gehindert wurde.
Die offizielle indonesische 
Reaktion beschuldigte darauf­
hin Goenawan Mohamad 
(ehern. Herausgeber von 
TEMPO), Yeni Rosa Dama- 
yanti (Menschenrechtsaktivi­
stin) sowie Sri Bintang als
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Sri Bintang Pamungkas vor dem indonesischen 
Parlamentsgebäude aus: FKv. 11.5.95, s 16

Drahtzieher dieser Demon- Nachdem die Beschuldigun- 
strationen. Einziger Grund: sie gen gegen Goenawan und 
befanden sich etwa gleichzei- Yeni, die nachweislich nicht 
tig wie Suharto in der BRD. bei den Demonstrationen an­

wesend waren, nicht aufrecht­
zuerhalten waren, konzentrie­
ren sich die Ermittlungen nun 
auf Sri Bintang. Da die Vor­
würfe wegen Vorbereitung der 
Demonstrationen nicht zu 
substantiieren waren, versucht 
die Staatsanwaltschaft in Ja­
karta Sri Bintang nun nachzu­
weisen, er habe dem Ansehen 
Indonesiens geschadet und in 
seinen Vorträgen zur Revolu­
tion in Indonesien aufgerufen. 
Um ihre Vorwürfe beweisen zu 
können, wollte die Regierung 
auch eine Untersuchungs­
kommission nach Deutschland 
entsenden. Der Visumsantrag 
ist jedoch nach Aussage der 
Bundesregierung von der Bot­
schaft abgelehnt worden. Es 
wird aber angenommen, daß 
Angehörige von Polizei bzw. 
Geheimdienst über ein ande­
res EU-Land einreisen konn­
ten. Über Sri Bintang wurde 
ein Ausreiseverbot verhängt.
Schon zu Beginn des Jahres 
hatte Sri Bintang, der schon 
häufige durch unverblümte Kri­
tik aufgefallen war, den Unmut 
der Regierung auf sich gezo­
gen, da er sich in einer Sitzung 
des Finanzauschusses des 
Parlaments einen scharfen 
Wortwechsel mit dem Finanz- 
minster Mar'ie Muhammad 
geliefert hatte. Seine eigene 
Partei beantragte daraufhin 
beim Parlamentspräsidenten 
den Ausschluß Sri Bintangs 
aus der "Volksvertretung".
vgl. AW 17.3.95, S.37; FK 11.5, S.12- 
22; 25.5.95, S.25; FK 8.6.,S.12-17

Der Fall TEMPO

ln dem Verfahren “TEMPO 
gegen die Republik Indone­
sien" mußte die indonesische 
Regierung eine schwere 
Schlappe hinnehmen. Das 
Verwaltungsgericht in Jakarta 
gab unter seinem Vorsitzen­
den Richter Benjamin Mang- 
kudilaga der Klage des ehe­
maligen Chefredakteurs und 
Herausgebers der Wochen­
zeitschrift TEMPO, Goenawan 
Mohamad, statt und erklärte 
das Verbot des Nachrichten­
magazins im Juni 1994 für 
unrechtmäßig, da Informati­
onsminister Harmoko, der 
zugleich Vorsitzender der 
staatstragenden GOLKAR- 
Partei ist, ungesetzlich und 
autoritär gehandelt habe, als 
er im vergangenen Sommer 
TEMPO die Lizenz entzog, (s. 
SOAI 3/94, S. 44)
Im einzelnen führte es aus, 
Harmoko habe zum einen

gegen das Pressegesetz von 
1982 verstoßen, das aus­
drücklich das Verbot von Zei­
tungen für nicht zulässig er­
klärt, und zum anderen habe 
er es versäumt, den Presserat 
einzuschalten, bevor er gegen 
TEMPO vorging. Der Informa­
tionsminister wurde dazu ver­
urteilt, die Presselizenz wieder 
zu erteilen und die Kosten des 
Verfahrens zu tragen. Das 
Urteil ist noch nicht rechtskräf­
tig, da der Informationsminister 
in Berufung ging und das 
Verfahren bis in die letzte In­
stanz verfolgen will. Solange 
wird es auch keine Neuauflage 
von TEMPO geben. Nichtsde­
stoweniger bedeutet dieses 
Urteil einen moralischen Sieg 
für die Opposition in Indone­
sien, die es zum ersten Mal 
unternommen hatte, einen 
derartigen Fall von Zensur ju­
ristisch anzufechten.

vgl. FEER 18.5.95

Der Fall Pakpahan

Der Vorsitzende der unab­
hängigen Gewerkschaft SBSI, 
Muchtar Pakpahan, wurde 
Mitte Mai überraschend aus 
seiner Haft entlassen. Er ver­
büßte eine vierjährige Gefäng­
nisstrafe wegen angeblicher 
Anstiftung zu den Arbeiterun­
ruhen in Medan, Sumatra, im 
April des vergangenen Jahres.
Pakpahan hatte gegen 

dieses Urteil der zweiten 
Instanz - in erster Instanz war 
er ebenfalls schuldig gespro­
chen worden und zu drei Jah­
ren Gefängnis verurteilt wor­
den (s. SOAI 1/95, S. 51) - 
wiederum Berufung eingelegt. 
Er wurde jetzt bis zum Ab­
schluß der Berufungsverhand­
lung vor dem Obersten Ge­
richtshof in Jakarta auf freien 
Fuß gesetzt.

vgl. FK 8.6.95

Der Fall Marsinah

Die indonesischen Behörden 
werden den Fall der Gewerk­
schaftsaktivistin Marsinah, die 
im März 1993 einem brutalen 
Mord zum Opfer gefallen war, 
wieder aufrollen müssen, 
nachdem der Oberste Ge­
richtshof das Urteil gegen 
neun Verdächtige aufgehoben 
und neue Ermittlungen ange­
ordnet hatte.
Die Verurteilten waren in der 
vorhergehenden Instanz zu 
Gefängnisstrafen zwischen 
sieben Monaten und 17 Jah­
ren verurteilt worden. Während 
der Verhandlung hatten die 
Angeklagten ausgesagt, sie 
seien bei den Verhören durch 
die Polizei gefoltert worden (s. 
SOAI 3/93, S. 58 u. 2/94, 
S. 52).

vgl. FEER 18.5.95
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Unabhängige Presse weiter unter Druck Regierung destabilisiert Opposition
Drei Mitglieder des unab­
hängigen Joumalistenver- 
bandes AJI (Aliansi Jurnalis 
Independen) wurden im März 
im Anschluß an eine Veran­
staltung in Jakarta verhaftet. 
Den Journalisten Achmad 
Taufik, Danang und Liston Si­
regar wird vorgeworfen, ohne 
die nach indonesischem Recht 
erforderliche Presselizenz 
(SIUPP) die Zeitschrift Inde
penden herauszugeben. Dem 
ebenfalls anwesenden Gene­
ralsekretär Santoso gelang es, 
unerkannt zu entkommen und 
unterzutauchen. Aus seinem 
Versteck hat er den Sicher­
heitsbehörden angeboten, sich 
zu stellen, wenn die drei Kol­
legen freigelassen würden.
Die Zeitschrift Independen 
wurde im Sommer vergange­
nen Jahres als Reaktion auf 
die Verbote von Tempo, Editor 
und DeTik gegründet. Seitdem 
erscheint sie alle drei Wochen 
und erfreut sich wegen der 
"heißen" politischen Themen 
einer großen Beliebtheit. Unter 
anderem deckte sie die Betei­
ligungen des ehemaligen Vor­
sitzenden des Journalisten­
verbandes PWI und jetzigen 
Informationsministers Har- 
moko an Zeitungs- und elek­
tronischen Medienunterneh­
men auf. (s. SOAI 1/95, S. 50)
Während der Verhöre der 
drei Verhafteten wurde ein

weiteres Charakteristikum des 
indonesischen Presserechts 
deutlich. Die drei Journalisten 
beanspruchten für sich das 
ihrem Berufsstand auch nach 
indonesischem Recht zuste­
hende Zeugnisverweige­
rungsrecht auf Grund gesetz­
licher Schweigepflicht. Die 
Behörden vertreten jedoch die 
Auffassung, daß sich nur Mit­
glieder des staatlich regle­
mentierten Joumalistenver- 
bandes PWI als Journalisten 
bezeichnen und infolge des­
sen deren Rechte beanspru­
chen dürfen. Da es sich beim 
Journalismus um ein einheit­
liches Berufsbild handele, be­
stehe auch keine Notwendig­
keit einen weiteren Berufs­
verband zu gründen.
Der Schlag gegen AJI und 
ihre Zeitschrift ist ein weiterer 
Beweis für die unnachgiebige 
Haltung der Regierung ge­
genüber einer unabhängigen 
und kritischen Presse. Einige 
Wochen zuvor war Tri Agus 
Susanto, Herausgeber der 
NRO-Zeitschrift Kabar dari 
Pijar aufgrund des kolonialen 
Haatzai-Paragraphen, wegen 
der Verbreitung von Haß und 
Beleidigungen gegen die Re­
gierung inhaftiert worden.
vgl. AW 31.3., S.39, FK 13.4.95, FEER 
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Der Streit in der Nahdatul 
Ulama (NU) spitzt sich zu und 
fördert die Lähmung der größ­
ten islamischen Organisation 
Indonesiens. Begonnen hatte 
er Ende 1994, als sich der von 
der Regierung unterstützte 
Kandidat für das Amt des Vor­
sitzenden, der Unternehmer 
Abu Hassan aus Jambi (Süd­
sumatra), nicht gegen den 
amtierenden Vorsitzenden 
Abdurrachman Wahid durch­
setzen konnte. Abu Hassan 
und seine Unterstützer fochten 
danach die Wahlen an und 
verlangten vom Innenministeri­
um die Einberufung eines au­
ßerordentlichen Nationalkon­
gresses, um die Wahl zu wie­
derholen (s. SOAI 1/95, S. 51). 
Dieser Forderung ist der zu­
ständige Staatssekretär Sutoyo 
NK bisher nicht nachgekom­
men. Auf der anderen Seite 
verweigerte er aber auch der 
gewählten Führung unter dem 
alten und neuen Vorsitzenden 
Abdurrachman Wahid die not­
wendige förmliche Anerken­
nung. In der Zuspitzung des 
Streits geht es um eine Äuße­
rung Abdurrachmans in einer 
vertraulichen Sitzung, Abu 
Hassan habe Schmiergelder in 
Höhe von 18 Mrd. Rp. (ca. 
14.000 DM) angenommen. 
Abu Hassan bestreitet diesen 
Vorwurf und hat Klage wegen 
Beleidigung eingereicht.

Zwar gibt sich Abdurrach­
man angesichts dieser Ent­
wicklung gelassen. Jedoch 
wird sein Position innerhalb 
der NU geschwächt, so daß 
auch seine Stellung als Oppo­
sitionspolitiker unter diesem 
Rechtsstreit leidet. In der 
jüngsten Vergangenheit war 
er durch Kritik an der Vereini­
gung islamischer Intellektueller 
(ICMI) unter ihrem Vorsitzen­
den, dem Forschungs- und 
Technologieminister Habibie, 
hervorgetreten, der er vorwirft, 
der Sache des Islam in Indo­
nesien zu schaden und ihn zu 
spalten. Die ICMI stellt einen 
Versuch der Suharto-Regie- 
rung dar, den Islam als politi­
schen Faktor in Indonesien 
hoffähig zu machen und damit 
ein gewisses Gegengewicht 
zum Militär zu schaffen.
Von solchen Destabilisie­
rungsversuchen ist auch die 
Demokratische Partei (PD1) 
unter ihrer Vorsitzenden Me­
gawatt Sukarnoputri betroffen, 
die sich ebenfalls seit der Jah­
reswende mit einer von Re­
gierungskreisen verursachten 
Führungs- und Autoritätskrise 
herumschlagen muß. (s. SOAI 
1/95, S. 50) Die Vorgänge in 
der PDI und der NU sind auch 
als "Vorbereitung" für die in 
zwei Jahren stattfindenden 
Parlamentswahlen zu be­
trachten. vgl. FK 8.6.95, S.34

Generalkonsul als Ermittler Weniger Parlamentssitze für Streitkräfte
Der indonesische General­
konsul in Berlin hat sich selb­
ständig in die Ermittlung gegen 
den Oppositionspolitiker Sri 
Bintang Pamungkas, gegen 
den in Jakarta ein Ermitt­
lungsverfahren läuft, einge­
schaltet. Eine seiner ersten 
Maßnahmen bestand darin, 
Studierende aus Indonesien, 
die bei der Veranstaltung von 
Sri Bintang an der TU Berlin 
zugegen gewesen sein sollen, 
telephonisch über die Vor­
gänge an der TU auszufragen. 
Nach Protesten der Betroffe­
nen lud er ca. 40 Studierende 
zu einem Gespräch ins Ge­
neralkonsulat ein. Zwölf folg­
ten dieser "Einladung" zum 
Mittagessen. Den Gästen war 
êr Zweck des Gesprächs 
vorher nicht mitgeteilt worden, 
'ni Lauf des Gesprächs wur­
den sie aufgefordert, ein vor­

bereitetes Schriftstück zu un­
terzeichnen, in dem sie ihre 
Teilnahme an der Vortrags­
veranstaltung bestätigen und 
sich von den angeblichen be­
leidigenden Äußerungen Sri 
Bintangs distanzieren sollten. 
Als "Gegenleistung" wurde 
ihnen zugesichert, nicht in das 
Ermittlungsverfahren gegen 
Sri Bintang hineingezogen zu 
werden. Neun der anwesen­
den Studenten unterschrieben 
diese Erklärung. Aus Kreisen 
der Studierenden war zu er­
fahren, daß drei der Unter­
zeichner inzwischen nach In­
donesien gebracht worden 
seien, um dort vor den Ermitt­
lungsbehörden gegen Sri Bin­
tang auszusagen.

vgl FK 8.6.95, S.17

Offenbar auf Betreiben von 
Präsident Suharto selbst, ist 
eine Verfassungsänderung in 
Vorbereitung, die die Verrin­
gerung der Mandate der 
Streitkräfte (ABRI) von derzeit 
100 auf 75 im 500 Sitze zäh­
lenden Parlament zum Ziel 
hat. Staatsminister Moerdiono 
begründete dieses Vorhaben 
mit der "größeren Reife der in­
donesischen Wählerschaft" 
und der inzwischen erreichten 
"Festigkeit der Pancasila". 
Hohe Militärs reagierten ge­
lassen auf die Ankündigung 
Moerdionos - ein Indiz dafür, 
daß ABRI durch diese Man­
datsverringerung ihre Macht­
basis nicht angetastet sieht, 
zumal in einem Parlament, in 
dem Beschlüsse nur im Kon­
sens und per Akklamation ge­
troffen werden, die Stimmen­
verhältnisse keine Rolle spie­

len. Die bedeutenden Ent­
scheidungen fallen in der Bü­
rokratie, in der ABRI nach wie 
vor fest verankert ist. Beob­
achter sehen in der geplanten 
Verfassungsänderung deshalb 
auch nur eine kosmetische 
Operation, ein demokratisches 
"face-lifting" ohne Einfluß auf 
die wirklichen Machtverhält­
nisse. Schwerere Folgen 
könnte ein Übergang vom bis­
her geltenden Verhältnis- zum 
Mehrheitswahlrecht haben, da 
letzteres die großen Parteien, 
das ist GOLKAR, bevorzugt. 
Nachdem Suharto sich mit der 
"Wahl" des Zivilisten, Informa­
tionsminister Harmoko, zum 
Vorsitzenden von GOLKAR 
durchsetzen konnte, sind die 
Einflußmöglichkeiten von ABRI 
auf diesen Machtfaktor zumin­
dest eingeschränkt.
vgl. AW 12.5.95, S.40, FEER 18.5.95, 

FK25.5.95, S.21
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